
Landammann und Regierungsrat des Kantons Uri 

per E-Mail an 
vernehmlassungen@estv.admin.ch 

Bundesbeschluss über eine besondere Besteuerung grosser Unternehmensgruppen (Umsetzung 

des OECD/G20-Projekts zur Besteuerung der digitalen Wirtschaft); Vernehmlassung 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Maurer 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Sie haben uns mit Schreiben vom 11. März 2022 zur Vernehmlassung zum Bundesbeschluss über eine 

besondere Besteuerung grosser Unternehmensgruppen (Umsetzung des OECD/G20-Projekts zur Be­

steuerung der digitalen Wirtschaft) eingeladen. Mit einer Änderung der Bundesverfassung (BV; 

SR 101) soll rasch und zielgerichtet auf die grossen Herausforderungen der internationalen Entwick­

lungen im Steuerbereich reagiert werden, um das Steuersubstrat weiterhin in der Schweiz besteuern 

zu können. 

Das OECD/G20-Projekt bildet erneut eine wesentliche Herausforderung für den Wirtschaftsstandort 

Schweiz und betrifft die Kantone und ihre Haushalte in besonderem Mass. Wenn die Schweiz sich 

nicht bewegt, verliert der Standort Schweiz an Wettbewerbsfähigkeit und die öffentlichen Haushalte 

in der Schweiz Steuersubstrat. Für den Regierungsrat ist deshalb klar, dass die Schweiz diese Reform 

umsetzen muss. Er unterstützt: 

das gestaffelte Vorgehen, das aus einer Verfassungsänderung, dem Erlass einer temporären Ver­

ordnung und einer späteren, ordentlichen Gesetzgebung besteht. Dieses Vorgehen stellt sicher, 

dass die Schweiz rasch und zielgerichtet auf die grossen Herausforderungen der internationalen 

Entwicklungen im Steuerbereich reagieren kann und Steuersubstrat weiterhin in der Schweiz be­

steuert wird. 
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die gezielte Umsetzung der Reform, die nur die vom OECD/G20-Projekt betroffenen grossen Un­

ternehmen betrifft. Die KMU sind von der Anpassung des Steuersystems nicht tangiert und folg­

lich bleiben für die KMU die Vorteile des interkantonalen Steuerwettbewerbs weitgehend erhal­

ten . 

die Bestrebungen, das schweizerische und gegebenenfalls ausländische Steuersubstrat, das im 

Ausland einer steuerlichen Belastung ausgesetzt sein könnte, in der Schweiz zu erheben. 

die Ergänzungs- und die Marktstaatsteuer als Bundessteuer umzusetzen. Dieses Vorgehen sorgt 

bei den direkt betroffenen Unternehmen für mehr Transparenz und stärkt die Position der 

Schweiz gegenüber dem Ausland. Eine Umsetzung auf kantonaler Stufe ist aus diesen Überle­

gungen abzulehnen. Kommt hinzu, dass die Umsetzung der Marktstaatbesteuerung durch die 

Kantone überhaupt nicht praktikabel wäre, da die betroffenen Unternehmen keinen steuerli­

chen Anknüpfungspunkt in den Kantonen haben . 

dass die Einnahmen aus der Ergänzungssteuer im Rahmen des Finanz- und Lastenausgleichs 

(NFA) als zusätzliche Gewinnsteuereinnahmen berücksichtigt werden. Diese Auslegung in Bezug 

auf die Berücksichtigung im NFA ist systematisch korrekt und richtig. 

Der Regierungsrat schliesst sich der Auffassung der Konferenz der Finanzdirektorinnen und -direkto­

ren (FDK) an, wonach dem Bund maximal 25 Prozent der möglichen Mehreinnahmen für Projekte zur 

Steigerung der Standortattraktivität der Schweiz als Ganzes zukommen soll. Die Mehrheit dieser Ein­

nahmen soll den Kantonen für Standortförderungsmassnahmen zur Verfügung stehen. Ausserdem 

teilt er die Auffassung der FDK, dass in Bezug auf die Verteilung der neuen Bundessteuern noch ge­

setzlicher Anpassungsbedarf besteht. Folglich schliesst er sich den in Ziffer 3.2. formulierten Anträ­

gen 1 und 2 der Vernehmlassungsstellungnahme der FDK an. 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und grüssen freundlich. 

Altdorf, 22. April 2022 

Im Namen des Regierungsrats 

Beilage 

Vernehmlassungsstellungnahme der FDK 



Beilage
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